
für die besondere Aufbewahrung von Garderobe in 
Gaststätten gegen Entgelt treffen die Bestimmungen 
der §§ 225 ff. zu.
Die unentgeltliche Übernahme einer Sache zur Ver­
wahrung durch einen Bürger ist als gegenseitige Hilfe 
im Sinne der §§ 274 ff. anzusehen.
Die Hauptpflicht des Betriebes bei der entgeltlichen 
Aufbewahrung von Sachen besteht darin, sie gegen 
Verlust und Beschädigung zu schützen und sie nach 
Beendigung der Aufbewahrung zurückzugeben. Der Be­
trieb ist nicht berechtigt, ohne Zustimmung des Bürgers 
die Sache zu nutzen oder die Aufbewahrung der Sache 
einem anderen zu übertragen (§ 226 Abs. 1). Der Bürger 
hat für die Aufbewahrung den vereinbarten und gesetz­
lich zulässigen Preis zu zahlen (§ 226 Abs. 2). Er ist ver­
pflichtet, den Betrieb auf Gefahren hinzuweisen, die 
von der Sache ausgehen können, sowie auf die Notwen­
digkeit einer besonderen Behandlung der Sache. Wer­
den diese Hinweise durch den Betrieb nicht beachtet und 
treten deshalb während derAufbewahrung an der Sache 
Schäden auf, so hat der Betrieb Ersatz zu leisten. Er 
hat den Bürger über auftretende Schäden bzw. über den 
Verlust der aufbewahrten Sache unverzüglich in Kennt­
nis zu setzen. (§ 227).
Der Bürger kann jederzeit die in Aufbewahrung gege­
bene Sache zurückfordern. Mit der Rücknahme der 
Sache endet das Vertragsverhältnis. Der Betrieb kann 
die Rücknahme der Sache nur bei Vorliegen eines wich­

tigen Grundes verlangen (§ 228 Abs. 2). Wird ein be­
fristetes Aufbewahrungsverhältnis vorzeitig beendet, 
dann ist, sofern nichts anderes vereinbart wurde, das 
Entgelt nur für die Zeit der tatsächlichen Aufbewahrung 
zu entrichten (§ 228 Abs. 3).

Aufbewahrungspflicht staatlicher und 
gesellschaftlicher Einrichtungen

Dem Schutze der Interessen der Bürger und der Festi­
gung des Vertrauensverhältnisses zwischen den Bür­
gern und staatlichen und gesellschaftlichen Einrichtun­
gen dienen die Regelungen über die Aufbewahrungs­
pflicht dieser Einrichtungen.
Staatliche Organe und Einrichtungen sowie gesellschaft­
liche Organisationen, die Besuche von Bürgern emp­
fangen oder Veranstaltungen durchführen und aus die­
sem Anlaß Garderobe oder andere Sachen zur Aufbe­
wahrung übernehmen, sind nach § 230 für den Verlust 
oder die Beschädigung der Sache auch dann verant­
wortlich, wenn die Aufbewahrung unentgeltlich erfolgt. 
Voraussetzung ist, daß die Garderobe zur besonderen 
Aufbewahrung übernommen wurde. Die Verantwort­
lichkeit der Betriebe und Einrichtungen entfällt, wenn 
der Schaden durch den Bürger selbst oder durch ein 
unabwendbares Ereignis verursacht wurde. Der An­
spruch des Bürgers erlischt, wenn er den Verlust oder 
die Beschädigung der Sache nicht unverzüglich nach 
Kenntnis mitteilt (§ 230 Abs. 2).
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Konto-, Spar-, Kredit- und Darlehnsverträge

Die §§ 233 bis 245 des ZGB-Entwurfs regeln die Rechts­
beziehungen zwischen den sozialistischen Geld- und 
Kreditinstituten und den Bürgern bei der Abwicklung 
des bargeldlosen Zahlungsverkehrs, der Finanzierung 
persönlicher Vorhaben im Wege des Kredits und der 
zinsbringenden Anlage ersparten Geldes. Ferner wird 
— in Abgrenzung gegenüber dem Kreditvertrag — der 
Darlehnsvertrag der Bürger untereinander sowie zwi­
schen gesellschaftlichen Organisationen und Bürgern 
behandelt.

Kontovertrag

Den Kontovertrag als Grundverhältnis zwischen dem 
Kreditinstitut und dem bei ihm ein Konto unterhalten­
den Bürger regeln die §§ 234 bis 237. Eine entsprechende 
gesetzliche Bestimmung gab es bisher nur für den Gel­
tungsbereich des Vertragsgesetzes (§77VG). Der über 
Bankkonten durchgeführte bargeldlose Zahlungsverkehr 
hat aber auch für die Bürger eine ständig zunehmende 
Bedeutung. Er bietet nicht nur den Teilnehmern große 
Vorteile (insbesondere durch die Möglichkeit der Er­
teilung von Dauer-Überweisungsaufträgen und die Teil­
nahme am Scheckverkehr), sondern ist wegen seines 
geringeren kostenmäßigen Aufwands auch aus volks­
wirtschaftlicher Sicht dem baren Zahlungsverkehr vor­
zuziehen.
Die zivilrechtliche Regelung des dem bargeldlosen Zah­
lungsverkehr (Verrechnungsverkehr) als Grundlage die­
nenden Kontovertrags ist deshalb unerläßlich. Dabei 
sind die Bestimmungen so aufgebaut, daß der Konto­
vertrag entsprechend seiner Grundbedeutung am Typ 
des Verrechnungskontos entwickelt wird. In den §§ 238 
bis 240 werden diese Rechtsgrundsätze für den beson­
deren Typ des Sparkontos modifiziert. Alle Regelungen 
gelten nicht nur für die Kontoverträge mit Kredit­
instituten im engeren Sinne (Banken und Sparkassen),

sondern auch für die Kontenführung im Postscheckver­
kehr und im Postsparkassendienst.

Vertragsinhalt und Pflichten des Kreditinstituts
Entsprechend ihrer Aufgabenstellung und dem volks­
wirtschaftlichen Interesse an einer möglichst umfas­
senden bargeldlosen Abwicklung des Zahlungsverkehrs 
der Bürger ist für die Kreditinstitute grundsätzlich eine 
Pflicht zum Abschluß von Kontoverträgen festgelegt 
worden (§ 234 Abs. 2). Die Bürger sind dagegen nicht 
zur Einrichtung eines Kontos verpflichtet. Sie bestim­
men in eigener Verantwortung, wie sie ihre finanziel­
len Verpflichtungen erfüllen wollen. Es ist eine Auf­
gabe der Kreditinstitute, sie von den Vorteilen des bar­
geldlosen Zahlungsverkehrs zu überzeugen.
Hauptinhalt des Kontovertrags ist die Verpflichtung 
des kontoführenden Instituts, für den Kontoinhaber 
auf dessen Konto bargeldlose Zahlungen entgegenzu­
nehmen und solche Zahlungen in seinem Auftrag zu 
Lasten des Kontos durchzuführen, soweit sich diese 
Aufträge im Rahmen des vorhandenen Guthabens oder 
eines zugesagten Kredits halten (§234 Abs. 1).
Seiner Bedeutung wegen ist für den Kontovertrag die 
Schriftform erforderlich. Wird ein Konto für mehrere 
Berechtigte eingerichtet, müssen eindeutige Festlegun­
gen über ihr Verfügungsrecht getroffen werden (§ 234 
Abs. 3). Für die Beantwortung von Fragen der Ver­
mögenszugehörigkeit ist es (z. B. bei einer Zwangsvoll­
streckung in das Konto) wichtig, hiervon das Bestehen 
von Kontovollmachten zu unterscheiden, da gegen einen 
Kontobevollmächtigten nicht in das Konto vollstreckt 
werden kann.
In § 235 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs wird klargestellt, 
daß der Kontoinhaber in Höhe seines Guthabens ein 
Forderungsrecht gegen das kontoführende Institut hat.
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